
 

 

 

 

 

Gemeinde Thüngersheim 

 

 
Entwicklungssatzung 

„westlich Veitshöchheimer Straße“ 
gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauGB 
 

 

 

 

Begründung 

Entwurf 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 

 



Gemeinde Thüngersheim: Entwicklungssatzung „westlich Veitshöchheimer Straße“ - 
Begründung – Entwurf  

 

Seite 2 

 

 

Auftraggeber: 

Gemeinde Thüngersheim 

Untere Hauptstraße 14 
97291 Thüngersheim 

Tel. 09364/8135-0 
Fax 09364/8135-25 

https://www.thuengersheim.de/ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bearbeitung: 

 

Tiergartenstraße 4c 
97209 Veitshöchheim 

Tel. 0931/9913870 
info@team-stadtplanung.de 
www.team-stadtplanung.de 

Bearbeitung: 
Dipl.-Ing. Bertram Wegner, Architekt, Stadtplaner SRL 
B. Sc. Geogr. Robin Röhl  

 

 

aufgestellt: 07.10.2021 
geändert:  02.07.2026 



Gemeinde Thüngersheim: Entwicklungssatzung „westlich Veitshöchheimer Straße“ - 
Begründung – Entwurf  

 

Seite 3 

 

 

INHALTSVERZEICHNIS 
 

A. Begründung zur Entwicklungssatzung .................................................................... 4 

1. Anlass und Ziel .................................................................................................................................... 4 

2. Planungsrechtliche Situation ............................................................................................................... 4 

3. Rechtliche Voraussetzungen für die Aufstellung der Satzung ............................................................ 5 

4. Lage und Größe des Geltungsbereichs, Eigentumsverhältnisse und Beschaffenheit ........................ 5 

5. Festsetzungen ..................................................................................................................................... 5 

6. Lage an der Bundesstraße .................................................................................................................. 6 

7. Denkmalschutz .................................................................................................................................... 6 

8. Überschwemmungsgebiet / Hochwasserschutz .................................................................................. 6 

9. Artenschutz .......................................................................................................................................... 6 

B. Hinweise zum Aufstellungsverfahren ....................................................................... 8 

 

Anlagen 
Anlage 1: „Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag“, Herr Beil, Landschaftsarchitekt, Würzburg vom 28.01.2026 



Gemeinde Thüngersheim: Entwicklungssatzung „westlich Veitshöchheimer Straße“ - 
Begründung – Entwurf  

 

Seite 4 

 

 

A. Begründung zur Entwicklungssatzung 
1. Anlass und Ziel 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Thüngersheim in der Fassung der 1. Änderung 
vom 08.10.2007 stellt für die Fläche zwischen der Bundesstraße B27 und der „Veitshöchheimer Straße“ 
Dorfgebiet (MD) im Sinne des § 5 BauNVO dar. Aufgrund der teilweisen Außenbereichslage ist eine Be-
bauung derzeit nur direkt entlang der „Veitshöchheimer Straße“ möglich. Um eine Bebauung auch in zwei-
ter Reihe zu ermöglichen und damit bestehende Innenentwicklungspotenziale aktivieren zu können wird für 
diesen Bereich eine Entwicklungssatzung im Sinne des § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauGB aufgestellt. 

Die Gemeinde Thüngersheim verfolgt mit der Planung die folgenden Ziele: 

- Schaffung neuer Bauflächen durch die Ermöglichung von Bebauung in zweiter Reihe, 

- Innenentwicklung durch Nachverdichtung, 

- Entwicklung und Umsetzung von Bauflächen aus dem Flächennutzungsplan. 

 

2. Planungsrechtliche Situation 

Am 07.10.2021 beschloss der Gemeinderat der Gemeinde Thüngersheim die Aufstellung einer Entwick-
lungssatzung im Sinne des § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauGB im Bereich westlich der „Veitshöchheimer 
Straße“ im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 20.10.2021 
ortsüblich bekannt gemacht. 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Thüngersheim in der Fassung der 1. Änderung 
vom 08.10.2007 stellt für den Geltungsbereich Dorfgebiet (MD) im Sinne des § 5 BauNVO dar. 

 

Abbildung 1:  Auszug aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan (Stand: 1. Änderung vom 08.10.2007 
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3. Rechtliche Voraussetzungen für die Aufstellung der Satzung 

Die Voraussetzung für die Aufstellung der Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauGB ist wie folgt ge-
währleistet: 

- Der Teilbereich der Grundstücke im Geltungsbereich ist entlang der Veitshöchheimer Straße bereits 
bebaut. Durch die Entwicklungssatzung wird nun die Voraussetzung geschaffen, diesen Grundstücken 
eine Bebauung in zweiter Reihe zu ermöglichen. Damit wird eine geordnete städtebauliche Entwicklung 
sichergestellt. 

- Aufgrund der umgebenden Nutzungen (Wohnen, landwirtschaftliche Betrieb, nicht wesentlich störende 
gewerbliche Betriebe sowie Einrichtungen des Gemeinbedarfs) sind im Bereich der Satzung weder 
Störfallbetriebe noch Anlagen, für die die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
bestehen zulässig. 

- Im Geltungsbereich und im direkten Umfeld befinden sich keine FFH- und / oder SPA-Gebiete. Die 
Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des BNatSchG werden daher 
nicht beeinträchtig. 

 

4. Lage und Größe des Geltungsbereichs, Eigentumsverhältnisse und Beschaffenheit 

Lage und Größe des Geltungsbereichs, Eigentumsverhältnisse 

Der Geltungsbereich der Satzung befindet sich am südwestlichen Ortsrand zwischen der B27 im Westen 
und der „Veitshöchheimer Straße“ im Osten. Die Größe des Geltungsbereiches beträgt ca. 1,31 ha, er wird 
abgegrenzt: 

- im Norden durch das Flurstück Nr. 2072 (Weingut) 

- im Westen durch die Bauverbotszone der B27 auf Teilflächen der Baugrundstücke Fl. Nrn. 2076/1, 2080, 
8081/3, 2084, 2086, 2088 und 2104, 

- im Süden durch das Flurstück Nr. 2109 (landwirtschaftlich genutzt), 

- im Osten durch das Flurstück Nr. 2269 (Veitshöchheimer Straße). 

Der Geltungsbereich der Satzung erstreckt sich über die Flurstücke Nrn. 2076, 2081 und 2105 ganz, sowie 
über Teilflächen der Flurstücke Nrn. 2076/1, 2080, 2081/3, 2084, 2086, 2088 und 2104 der Gemarkung 
Thüngersheim. 

Die Flurstücke sind im Privateigentum und bereits über die „Veitshöchheimer Straße“ erschlossen. 

Der Geltungsbereich liegt vollständig im Landschaftsschutzgebiet „Maintalschutzlandschaft Thüngersheim“ 
(LSG-00083.01, WÜ-03). Aufgrund der Bestandsbebauung und der Lage an der Bundesstraße kann eine 
weitere Beeinträchtigung des Landschaftsschutzgebietes ausgeschlossen werden. 

Der Planbereich ist als Karstgebiet bzw. Gebiet mit klüftigem Untergrund eingestuft. 

Durch die Lage im Bereich landwirtschaftlicher Betriebe / Ackerflächen wird darauf hingewiesen, dass von 
den benachbarten landwirtschaftlichen Flächen und der benachbarten Hofstelle Lärm-, Staub- und Ge-
ruchsemissionen auch in Ausnahmen zu unüblichen Zeiten zu erwarten und ortsüblich hinzunehmen sind. 

 

5. Festsetzungen 

Aufgrund der exponierten Lage am südlichen Ortsrand von Thüngersheim werden gem. § 34 Abs. 5 Satz 2 
BauGB Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 sowie Abs. 4 BauGB getroffen welche die Bebauung in die Umge-
bung einbinden sollen. Die getroffenen Festsetzungen orientieren sich an der Umgebungsbebauung. 

Im Bereich der Satzung sind somit nur Gebäude mit einer maximalen Anzahl an zwei Vollgeschossen zu-
lässig. Ein zusätzliches Geschoss als Dachgeschoss ist möglich, sofern dieses kein Vollgeschoss ist. Es 
sind ausschließlich symmetrische Satteldächer mit einer Dachneigung von 18° - 55° zulässig. Bei einge-
schossiger Bauweise sind zusätzlich auch Flachdächer zulässig. 
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6. Lage an der Bundesstraße 

Durch den Geltungsbereich verläuft in Nord-Süd Richtung die 40 m Baubeschränkungszone der Bundes-
straße B27 (§ 9 FStrG). Die Einhaltung der 20 m Bauverbotszone ist durch die Grenze des Geltungsberei-
ches der Satzung sichergestellt. Auf mögliche Immissionen der Bundesstraße wird hingewiesen. 

 

7. Denkmalschutz 

Ca. 70 m nördlich des Geltungsbereiches befindet sich das Bodendenkmal D-6-6125-0045 (Siedlung der 
Linearbandkeramik). Ca. 90 m südlich des Geltungsbereiches befindet sich das Bodendenkmal D-6-6125-
0055 (Siedlung der Bronzezeit). Ca. 130 m nördlich des Geltungsbereiches befindet sich das Denkmalen-
semble E-6-79-194-1 (Ortskern Thüngersheim). Aufgrund der unmittelbaren Nähe zu den Bodendenkmä-
lern ist auch im Geltungsbereich mit Bodendenkmälern zu rechnen. 

Auf die Art. 7 und 8 BayDSchG wird hingewiesen: 

Art. 7.1 BayDSchG 

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich der Entwicklungssatzung ist eine denkmalrechtliche 
Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei 
der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

Art. 8 Abs. 1 und 2 BayDSchG 

(1) Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde 
oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer 
und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund 
geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, 
die zu dem Fund geführt haben, auf Grund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den 
Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 

(2) Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der An-
zeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher 
freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 

8. Überschwemmungsgebiet / Hochwasserschutz 

Das Gebiet liegt nicht in einem amtlich festgesetzten Wasserschutzgebiet oder amtlich festgesetzten 
Überschwemmungsgebiet eines Gewässers. Der Abstand zum Main (Gewässer I. Ordnung) beträgt mehr 
als 60 m. Dennoch liegen teile des Plangebietes im Bereich des HQextrem. Bei einem Extremereignis 
können im Planungsgebiet Überflutungstiefen größer 0,5 m auftreten. Eine hochwasserangepasste Bau-
weise und Fluchtwege in höhere Stockwerke bzw. Bereiche wird empfohlen. Durch bauliche Maßnahmen 
und eine hochwasserangepasste Bauweise und Nutzung können Schäden am Bauvorhaben durch Über-
flutungen begrenzt oder gar vermieden werden. Entsprechende Vorkehrungen obliegen auch den Bauher-
ren (§ 5 Abs. 2 WHG). 

 

9. Artenschutz 

Es wurde ein „artenschutzrechtlicher Fachbeitrag“, Martin Beil, Landschaftsarchitekt, Würzburg vom 
28.01.2026 erstellt (Anlage 1 dieser Begründung). Hierbei erfolgte eine Prüfung der artenschutzrechtlichen 
Verbote nach einer Relevanzprüfung (bekannte Verbreitung von Arten, Potenzial an Lebensstätten) im 
Hinblick auf besonders geschützte Tierarten (Anhang IV FFH-Richtlinie) sowie geschützte Vogelarten (Art. 
1 Vogelschutz-Richtlinie) für die durch die Entwicklungssatzung vorbereiteten Eingriffsbereiche: 

Tierarten 

- Fledermäuse 
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- Zauneidechse 

Vogelarten 

- Der ökologischen Gilde „Siedlungsbereiche“ (Gebäude, Gehölzflächen, Gras- und Krautfluren) 

Geschützte Pflanzenarten sind nicht betroffen. 

Es wurden Konflikt vermeidende Maßnahmen aufgeführt, welche Verbotstatbestände ausschließen. Vor-
gezogene Ausgleichsmaßnahmen zur Vermeidung von Schädigungen oder Störungen werden erforderlich, 
wenn potenzielle oder nachgewiesene Lebensstätten der Zauneidechse bzw. potenzielle oder nachgewie-
sene Lebensstätten von Fledermäusen (Quartierbäume, Gebäudequartiere) von den einzelnen ermöglich-
ten Bauvorhaben oder Nutzungsänderungen betroffen sind. 

Die konfliktvermeidenden Maßnahmen sowie die CEF-Maßnahmen werden nicht erforderlich, wenn durch 
Bestandserhebungen nachweislich die potenziell vorkommenden Arten nicht (mehr) im Eingriffsbereich 
vorkommen. 

Es wird auf den artenschutzrechtlichen Fachbeitrag vom 28.01.2026 (Anlage 1 dieser Begründung) ver-
wiesen. Dort sind die bei den jeweiligen Baugrundstücken zu beachtenden konfliktvermeidenden Maß-
nahmen und ggf. erforderlichen vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) aufgeführt, mit 
denen artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG zu vermeiden sind. Bei Beachtung 
dieser Maßnahmen stehen der mit der Entwicklungssatzung ermöglichten Bebauung keine grundsätzlichen 
„artenschutzrechtlichen Hindernisse“ entgegen. 
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B. Hinweise zum Aufstellungsverfahren 

Der Aufstellungsbeschluss der Entwicklungssatzung westlich der „Veitshöchheimer Straße“ wurde am 
07.10.2021 gefasst und am 20.10.2021 ortsüblich bekannt gemacht. 

Am Aufstellungsverfahren wurden folgende Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange und sonstige 
Institutionen mit E-Mail vom 20.10.2021 bis 01.12.2021 gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie erneut gem. § 4a 
Abs. 3 BauGB mit E-Mail vom 28.09.2026 bis 30.10.2026 beteiligt: 

- Regierung von Unterfranken, Höhere Landesplanungsbehörde, Würzburg 

- Regionaler Planungsverband der Region Würzburg, Karlstadt 

- Landratsamt Würzburg 

- Staatliches Bauamt, Würzburg 

- Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Würzburg 

- Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg 

- Amt für Ländliche Entwicklung, Würzburg 

- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Würzburg 

- Bayerischer Bauernverband, Würzburg 

- Team Orange, Veitshöchheim 

- Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, München 

- Bund Naturschutz in Bayern e. V., Nürnberg 

- Landesbund für Vogelschutz, Hilpoltstein 

- Kreisbrandrat, Herr Reitzenstein, Würzburg 

Die Veröffentlichung im Internet gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit zwischen dem 01.11.2021 und 
dem 01.12.2021. Gleichzeitig bestand die Möglichkeit die Verfahrensunterlagen im Rathaus der Gemeinde 
Thüngersheim einzusehen. Die Bekanntmachung hierzu erfolgte ortsüblich am 20.10.2021. Die erneute 
Veröffentlichung gem. § 4a Abs. 3 BauGB erfolgte in der Zeit zwischen dem 28.09.2026 und dem 
30.10.2026. Die Bekanntmachung hierzu erfolgte ortsüblich am ………………… 

Die Satzung wurde am ………………… beschlossen. 


